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Annahme eines Postulats über die
Mitspracherechte bei der SRG (13.3097)

Radio et télévision

Natalie Rickli (svp, ZH) brachte in einem Postulat ihr Unbehagen gegenüber den
eingeschränkten Mitwirkungsrechten der Gebührenzahler bei der Wahl der SRG-
Programme zum Ausdruck. Insbesondere nahm die Postulantin Anstoss an der
Tatsache, dass nur durch offizielle SRG-Vereinsmitgliedschaft, welche der
Gebührenzahlende durch den Kauf von Anteilsscheinen erwerben muss, der volle
Zugang zu Mitgliederforen und somit die Einflussnahme auf das Programm möglich
wird. Sie wollte deshalb den Bundesrat veranlassen, Möglichkeiten zur kostenlosen
Mitwirkung aller Programmnutzer zu prüfen. Der Bundesrat teilte die Meinung der
Postulantin und beantragte dem Nationalrat die Annahme des Vorstosses. Die grosse
Kammer folgte dieser Empfehlung in der Sommersession. 1

POSTULAT
DATE: 21.06.2013
MARLÈNE GERBER

In seinem Bericht zum Service public beantwortete der Bundesrat auch ein
überwiesenes Postulat Rickli (svp, ZH) mit dem Anliegen der kostenlosen Mitwirkung
der Gebührenzahlenden bei der Bestimmung der SRG-Programme. Im Service-public-
Bericht wie auch in seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden
Räte bringt der Bundesrat seine Unterstützung für diese Forderung zum Ausdruck und
verspricht, zu prüfen, welche gesetzliche Grundlage erforderlich wäre, damit allen
Mediennutzerinnen und -nutzern der Zugang zu Internet-Plattformen der SRG
gewährleistet werden könnte, um sich in entsprechenden Foren an "Diskussionen über
Aspekte des Service public" zu beteiligen. 2

RAPPORT
DATE: 17.06.2016
MARLÈNE GERBER

Mit Inkrafttreten der neuen SRG-Konzession wird die SRG verpflichtet, in einen
permanenten Dialog mit der Öffentlichkeit zu treten. Insbesondere soll die
Bevölkerung die Möglichkeit erhalten, sich über Online-Plattformen über die
Programme auszutauschen. Dies entspricht der Forderung eines Postulats Rickli (svp,
ZH), weswegen der Bundesrat den Vorstoss im Rahmen seines Berichts über Motionen
und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2018 zur Abschreibung beantragte.
Diesem Antrag kam das Parlament in der Sommersession 2019 nach. 3

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

SRG. Kostentransparenz schaffen und
Kosteneffizienz steigern (Mo. 15.3603)

Radio et télévision

Eine Motion Wasserfallen (fdp, BE) mit der Forderung an die SRG, zur Steigerung der
Kosteneffizienz eine transparente Kostenrechnung nach Sendern, Sparten und
Sendungen auszuweisen, erhielt die Unterstützung des Bundesrates. Die Regierung gab
bekannt, dass die SRG bereits von sich aus aufgrund der im Rahmen der RTVG-
Abstimmung aufgetauchten Diskussionen beschlossen habe, die Kosten der einzelnen
Sendungen bekannt zu geben. Darüber hinaus publiziere die SRG bereits seit längerem
in ihrem Geschäftsbericht die Betriebskosten pro Sender sowie diverse weitere Kosten,
darunter auch diejenigen für Programminhalte oder etwa für Eigen- und
Fremdproduktionen. Als gänzlich unumstritten entpuppte sich die Motion auch im
Parlament: National- und Ständerat nahmen das Anliegen in der Herbstsession 2015
resp. in der Sommersession 2016 stillschweigend an. 4

MOTION
DATE: 14.06.2016
MARLÈNE GERBER

Mit der neuen Konzession wird die SRG  ab 2019 verpflichtet, in ihrem Jahresbericht
jeweils die Kosten von Sendungen oder Formaten, Sparten und Sendern auszuweisen.
Dies entspricht der Forderung einer überwiesenen Motion Wasserfallen (fdp, BE), die
von der SRG eine transparentere Kostenrechnung gefordert hatte. Im Rahmen der
Behandlung des Berichts über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahre 2018 schrieb das Parlament die Motion deshalb auf Antrag des Bundesrates in der
Sommersession 2019 ab. 5

MOTION
DATE: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER
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Bundesverwaltung muss Subsidiaritätsprinzip
beim Service-public-Auftrag aufzeigen (Po.
15.3618)

Radio et télévision

Die Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips beim Service-public-Auftrag verlangte
ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE): Die SRG solle nur dann Programme anbieten, wenn
nicht bereits ein entsprechendes Angebot von Privaten vorliege. Das Anliegen zählte zu
den drei Postulaten, die gemäss deren Urhebern neben Forderungen zweier weiterer,
abgelehnter Motionen (15.4032, 15.4051) mit dem Bericht zum Service public hätten
erfüllt werden sollen. Im Nationalrat fand das Anliegen mit Stichentscheid der
Präsidentin Markwalder (fdp, BE) bei 10 Enthaltungen eine denkbar knappe Mehrheit.
Zuvor hatte sich Matthias Aebischer (sp, BE) beim Postulenten erkundigt, ob denn die
SRG entsprechend des Vorstosses beispielsweise keine Meteosendungen mehr
anbieten dürfte, da solche auch bei privaten Anbietern konsumiert werden können,
worauf Wasserfallen antwortete, dass gerade in diesem Bereich ein starkes
Ungleichgewicht zwischen den finanziellen Mitteln der SRG und denjenigen Privater
bestünde, das es allenfalls zu beseitigen gäbe. Bedenken bezüglich Realisierung des
Subsidiaritätsprinzips äusserte auch Bundesrätin Leuthard, indem sie erläuterte, dass
wenig Interesse von Seiten Privater bestünde, den Grundversorgungsauftrag zu
übernehmen, da dies ein landesweites Angebot erfordere, was oftmals wenig rentabel
sei. Da der Bericht zum Service public unterdessen vorlag, hat die Erfüllung des
Postulats im Rahmen eines Zusatzberichtes zu erfolgen. 6

POSTULAT
DATE: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen seines Berichts zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte
2017 beantragte der Bundesrat, das Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das Auskunft
darüber verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips ausgeführt werden könnte, als erfüllt abzuschreiben. Der
Bundesrat vertrat die Auffassung, dass das Postulat im Zusatzbericht zum Service
public, der im Januar 2017 erschienen war, ausreichend beantwortet worden war. 
Anders sah dies eine Mehrheit der KVF-NR. Sie war der Ansicht, dass die beiden in den
Zusatzbericht eingeflossenen Sonderanalysen – einerseits zu den Programmstrukturen
privater TV-Veranstalter im Vergleich zu denjenigen der SRG und andererseits zu
möglichen Wettbewerbsverzerrungen aufgrund eines gebührenfinanzierten Service
public – nicht ausreichend auf die Frage der Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips
eingegangen waren. Mit 98 zu 71 Stimmen setzten sich die Fraktionen der GLP, BDP, FDP
und SVP gegen die Fraktionen der Grünen, SP und der CVP durch und beschlossen
gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit, dass der Vorstoss noch nicht abzuschreiben
sei. 7

POSTULAT
DATE: 05.06.2018
MARLÈNE GERBER

In einem zweiten Anlauf schrieb der Nationalrat ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das
Abklärungen verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung
des Subsidiaritätsprinzips erteilt werden könnte, in der Herbstsession 2020 als erfüllt
ab. In seinem Bericht zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte 2019
hatte der Bundesrat argumentiert, dass dem Anliegen des Postulanten mit der neuen
SRG-Konzession Rechnung getragen worden sei. Diese stelle erhöhte Anforderungen an
die Unterscheidbarkeit von SRG-Programmen gegenüber Programmen kommerzieller
Veranstalter und verpflichte die SRG, die Unterscheidbarkeit ihrer Radioprogramme
und Unterhaltungsangebote sicherzustellen. 8

POSTULAT
DATE: 14.09.2020
MARLÈNE GERBER
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Shared-Content-Modell für Beiträge der SRG

Radio et télévision

Mit einer Motion möchte die Mehrheit der KVF-NR den Bundesrat beauftragen, die
Umsetzung des „Shared-Content-Modells” zu ermöglichen. Dieses soll es privaten
Schweizer Medienanbietern erlauben, ausgestrahlte Beiträge der SRG niederschwellig
zu verwenden, wobei diese Zweitnutzung durch Nutzungslizenzen geregelt werden soll.
Dadurch sollen gebührenfinanzierte Inhalte einer möglichst breiten Öffentlichkeit
zugute kommen; zudem würden alle Anbieter gleichbehandelt. Ein solches Modell sei
insbesondere im kostenintensiven Bereich der Information relevant, so die Erklärung
der Motionäre. Da der Antrag der Kommissionsminderheit auf Ablehnung
zurückgezogen worden war, nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend an. 9

MOTION
DATE: 11.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2017 beriet die KVF-SR die Motion der KVF-NR bezüglich der Umsetzung
des Shared-Content-Modells für die SRG. Dabei entschied sie, den Passus zu
streichen, wonach die SRG wenn möglich die zur Weitergabe notwendigen Urheber-
und Nutzungsrechte bei Eigen- und Fremdproduktionen erwerben sollte. Da das System
diesbezüglich heute gut funktioniere, solle es nicht unnötig geändert werden. Für die
Kommission erklärte Olivier Français (fdp, VD), dass die SRG seit August 2017 bereits
etwa 80 solche Inhalte pro Woche gratis zur Verfügung stelle – und somit gemäss
Medienministerin Leuthard bereits ein Free Shared Content Modell anbiete. Die
Streichung des entsprechenden Passus solle folglich nur sicherstellen, dass die SRG nur
dann Rechte erwerbe, wenn deren Preise angemessen und Interessenten für eine
Drittausstrahlung vorhanden seien. Somit solle lediglich die heutige Praxis im Gesetz
verankert werden. Der Ständerat stimmte der so abgeänderten Motion stillschweigend
zu. 10

MOTION
DATE: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Mitte April 2018 beschloss die KVF-NR mit 15 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen, der vom
Ständerat abgeänderten Motion betreffend das Shared-Content-Modell zuzustimmen.
Somit zeigte auch sie sich konziliant, was den Erwerb von Urheber- und
Nutzungsrechten mit dem Ziel der Weitergabe von Eigen- und Fremdproduktionen
betraf. 11

MOTION
DATE: 16.04.2018
MARLÈNE GERBER

Diskussionslos folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission und nahm die
vom Ständerat abgeänderte Motion der KVF-NR betreffend das Shared-Content-
Modell an. Private Medienanbieter sollen per Gesetzesänderung somit in Zukunft die
Möglichkeit erhalten, ausgestrahlte SRG-Beiträge auf ihren eigenen Plattformen
niederschwellig zu verwenden. 12

MOTION
DATE: 07.06.2018
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen seiner Ende April 2020 publizierten Botschaft für ein Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien beantragte der Bundesrat die Abschreibung einer Motion der
KVF-NR mit der Forderung zur Etablierung eines Shared-Content-Modells, gemäss
welchem private Schweizer Medienanbietende SRG-Beiträge niederschwellig auf ihren
eigenen Plattformen weiterverwenden dürften. Diese Forderung sei mit der neuen, seit
Januar 2019 in Kraft stehenden SRG-Konzession erfüllt worden: Die SRG wurde damit
verpflichtet, Kurzversionen ihrer tagesaktuellen, audiovisuellen Inhalte privaten
Medienunternehmen in der Schweiz zugänglich zu machen, sofern letztere die
Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und Journalisten des
Schweizerischen Presserats anerkennen. 13

MOTION
DATE: 29.04.2020
MARLÈNE GERBER

Nachdem im Juni 2020 der Ständerat dem bundesrätlichen Antrag zugestimmt hatte,
die Motion «Shared-Content-Modell» abzuschreiben, wurde der Antrag auf
Abschreibung im März 2021 im Rahmen der Debatte über das «Massnahmenpaket
zugunsten der Medien» auch im Nationalrat angenommen. 14

MOTION
DATE: 02.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER
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Kommissionspostulat verlangt Überprüfung
der Anzahl SRG-Sender

Radio et télévision

Mittels eines Kommissionspostulats bat die KVF-NR den Bundesrat darum, zu zeigen,
wie der Service-public-Auftrag mit weniger Radio- und Fernsehsendern erfüllt und die
Programmqualität erhalten werden kann. Zentral sei dabei gemäss Jürg Grossen (glp,
BE), dass das Programm der SRG gemäss ihrem Auftrag unverwechselbar sei und sich
von den kommerziell ausgerichteten Veranstaltern unterscheide. Im Gegenzug zog die
KVF-NR die Kommissionsmotion zur Reduktion bei den Spartensendern im
Radiobereich (Mo. 17.3010) zurück, welche einen Schritt weiter ging als das Postulat und
die Einstellung von Radio-Spartensendern ohne Service-public-Auftrag – namentlich
genannt wurden zum Beispiel Radio Swiss Pop oder Radio SRF Musikwelle – forderte.
Die Motion hatte zuvor für grosse Diskussionen gesorgt, unter anderem wurde eine
Online-Petition des Schweizer Musikrates mit über 21'000 Unterschriften gegen das
Anliegen eingereicht. In der Nationalratsdebatte in der Herbstsession erklärte
Medienministerin Leuthard, dass der Bundesrat das Postulat annehme, da er die Sender
sowieso regelmässig überprüfe. Sie wies jedoch darauf hin, dass es Privaten zwar
möglich sei, Sender wie die Musikwelle oder Radio Swiss Jazz anzubieten – das täten sie
aber nicht. Folglich würde eine Streichung dieser SRG-Programme zu einer Streichung
des Angebots, nicht zu einer Verlagerung zu Privaten führen. Die grosse Kammer nahm
das Kommissionspostulat mit 101 zu 77 Stimmen bei 5 Enthaltungen an. Widerstand kam
einstimmig von den SP- und Grünen-Fraktionen sowie von der Mehrheit der CVP- und
einzelnen Mitgliedern der FDP-Fraktion. 15

POSTULAT
DATE: 11.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Rahmen seines Berichts über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahre 2018 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das Postulat der KVF-NR mit der
Forderung nach einer Überprüfung der Anzahl SRG-Sender als erfüllt abzuschreiben.
Er verwies dabei auf die neue SRG-Konzession, welche die Pflichtprogramme zur
Erfüllung des Service-public-Auftrags klar definiert. Um die Unverwechselbarkeit der
SRG-Programme im Hinblick auf den Service-public zu garantieren, finden sich in der
Konzession ferner erhöhte Anforderungen an die Programmqualität und an die
Abgrenzung zu privaten Sendern. In der Sommersession 2019 schrieb der Nationalrat
das Geschäft ab. 16

POSTULAT
DATE: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

Der Bundesrat erteilt der SRG eine neue
Konzession

Radio et télévision

Die neue  SRG-Konzession, die der Bundesrat der SRG für die Jahre 2019 bis und mit
2022 erteilte, verstand sich als Antwort auf die rasanten technologischen
Entwicklungen und die sich verändernden Nutzungsgewohnheiten. Nicht zuletzt könnte
die Konzession aber auch als erste Antwort auf die erstarkte Debatte zu den Leistungen
des Service public verstanden werden, wie man sie etwa im Rahmen der No-Billag-
Initiative, den Berichten zum Service public im Medienbereich oder bei zahlreichen
parlamentarischen Vorstössen beobachten konnte: In der Konzession soll auch der
Service public klarer definiert und das Leistungsprofil der SRG besser umrissen werden.
In verschiedenen Bereichen stellt der Bundesrat höhere Anforderungen an die SRG: So
etwa soll die Gesellschaft ihre Integrationsleistungen verstärken, indem sie den
Austausch zwischen den Sprachregionen fördern und junge Menschen verstärkt
erreichen soll. Zur Sicherstellung der Informationsleistung muss die SRG mindestens
die Hälfte der Gebührengelder zugunsten der Information verwenden. Ferner gehört es
neu zur rechtlichen Pflicht der SRG, mit privaten Medienunternehmen in der Schweiz
zusammenzuarbeiten und ihnen Kurzversionen von tagesaktuellen Inhalten zugänglich
zu machen. Insbesondere in Bezug auf das Unterhaltungsangebot stellt die Konzession
weitere Anforderungen zur Unterscheidbarkeit der SRG-Programme von privaten
Anbietenden. Darüber hinaus wird die SRG verpflichtet, in dauerhaften Dialog mit der
Öffentlichkeit zu treten, in erster Linie um die Angebots- und Unternehmensstrategien
zur Diskussion zu stellen. Nicht zuletzt soll mit der neuen Konzession die
Qualitätssicherung verbessert werden. 

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 29.08.2018
MARLÈNE GERBER
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Mit der Konzession können drei parlamentarische Vorstösse erfüllt werden: Ein Postulat
Rickli (13.3097), das mehr Mitsprache für die Öffentlichkeit bei den Programmen der
SRG verlangt, eine Motion Wasserfallen (15.3603) zur Erhöhung der Transparenz bei der
Kostenrechnung und ein Postulat der KVF-NR (17.3628), das die Prüfung einer
Reduktion der SRG-Sender will. 17

Reduktion der Werbung bei der SRG (Mo.
18.3115)

Radio et télévision

In einer kurz nach der Ablehnung der No-Billag-Initiative eingereichten Motion forderte
die Fraktion der Grünen den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der neuen SRG-
Konzession Massnahmen zur Reduktion der Werbung zu treffen. Dabei bezog sie sich
unter anderem auf eine Anfang 2018 erschienene Untersuchung des BAKOM zu
Auswirkungen der Werbeeinschränkungen für die SRG, worin das Bundesamt
prognostizierte, dass die Einnahmen der TV-Werbung noch bis 2023 leicht ansteigen,
danach aber in ähnlichem Umfang wie bei der Presse sinken würden. Ein Abbau von
Werbung verringere folglich auch die Abhängigkeit der SRG-Programme von dieser
Einnahmequelle. Ferner fördere der Abbau von Werbung die Unterscheidbarkeit
zwischen dem öffentlichen Sender und den privaten Anbietern. 
In seiner ablehnenden Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die SRG aufgrund der
Plafonierung der Gebühreneinnahmen, der höheren Anforderungen an den Service
public und der abnehmenden Werbeeinnahmen bereits einem beträchtlichen
Spardruck ausgesetzt sei und bei einem zusätzlichen Finanzierungsengpass ein
Leistungsabbau nicht ausgeschlossen werden könne. 
Das Parlament bekam nie die Möglichkeit, sich zu diesem Vorstoss zu äussern; die
Motion wurde in der Sommersession 2020 nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben. 18

MOTION
DATE: 19.06.2020
MARLÈNE GERBER
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